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Es ist wirklich nicht einfach in den Jahresberichten von neuen
positiven,  motivierenden  Ergebnissen  aus  unserer
standespolitischen Arbeit zu berichten. Die Arbeitgeber machen
es  uns  und  unseren  Mitgliedsorganisationen  im  Rahmen  der
sozialpartnerschaftlichen  Arbeit  wirklich  nicht  leicht.  Wir
sind  sehr  froh,  dass  wir  wenigstens  mit  verbandsinternen
Projekten  Positives  berichten  können,  denn  der
standespolitische Teil des Rückblicks gibt zu grossen Sorgen
Anlass.

Positive Rechnungsergebnisse durch Sparen
beim Personal
Die öffentlichen Haushalte sehen sich seit vielen Jahren einem
immer  mehr  wachsenden  Spardruck  ausgesetzt.  In  zahlreichen
Kantonen, Städten und Gemeinden wurden auch im letzten Jahr
wieder positive Rechnungsergebnisse erzielt. Wer aber gehofft
hat,  dass  das  Sparen  beim  Personalbudget  der  Kantone  und
Städte nun ein Ende hat oder zumindest ausgesetzt würde, hat
sich gewaltig getäuscht.

Auch  dieses  Jahr  muss  bereits  wie  in  den  Vorjahren  die
Feststellung gemacht werden, dass nicht nur die überraschend
besser  ausgefallenen  Steuereinnahmen,  sondern  die  harten
Sparmassnahmen beim Personal einer der wesentlichen Faktoren
war, der das Rechnungsergebnis positiv beeinflusst hat.

Blick  in  die  finanzielle  Zukunft  macht
Sorgen
Wirft man einen Blick in die Finanzpläne der Kantone, Städte
und Gemeinden sieht man bezüglich der finanziellen Entwicklung
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ein  sehr  kritisches  Bild.  Trotz  leicht  verbesserten
Wirtschaftsprognosen werden keine Steuermehrerträge erwartet.
Die  Schweiz  hat  einen  kleinen  Binnenmarkt  und  hängt
wirtschaftlich  zu  einem  wesentlichen  Teil  vom  Export  ab.
Dieser  wiederum  steht  in  einem  direkten  Verhältnis  zum
Schweizerfranken.  Desto  stärker  sich  der  Schweizerfranken
währungstechnisch  gegenüber  den  ausländischen  Währungen
verhält, desto weniger Schweizerprodukte können ins Ausland
verkauft werden.

Die Währungspolitik der Nationalbank stellt die Schweizerische
Exportindustrie vor fast unlösbare Probleme. Vielfach können
grössere Aufträge nur noch mit Rabatten verkauft oder gehalten
werden. Auf diese Weise resultieren jährlich Währungsverluste
in  Milliardenhöhe.  Diese  Währungsverluste  haben  nicht  nur
einen Einfluss auf die Arbeitsplätze im Exportsektor, sondern
auch einen direkten Bezug zu den öffentlichen Finanzen; in
Kantonen,  Städten  und  Gemeinden,  welche  von  der
Exportindustrie abhängig sind, werden hohe Steuereinbussen zu
verzeichnen sein.

Unternehmenssteuerreform  III  /
Abstimmungserfolg durch ZV-Engagement
Den direkten Steuern, der Hauptressource für die Finanzierung
von  öffentlichen  Dienstleistungen,  gehen  jährlich  etliche
hundert Millionen Franken verloren. Durch den interkantonalen
Steuerwettbewerb, unterstützt durch die Bundessteuerpolitik,
können die direkten Steuern aus Sicht der Finanzierung von
öffentlichen Dienstleistungen langsam aber sicher mit einem
immer knapper werdenden Rohstoff verglichen werden.

Kein  «race  to  the  bottom»  bei  den
Gewinnsteuersätzen
Das  gewaltige  NEIN  zur  Unternehmenssteuerreform  III  zeigt
jedoch  deutlich  auf:  Die  Schweizer  Stimmbürgerinnen  und
Stimmbürger erwarten, dass sich auch die Schweizer Unternehmen



angemessen  und  solidarisch  an  der  Finanzierung  von
öffentlichen Dienstleistungen beteiligen. Wir fordern deshalb
die  Kantone  auf,  in  Bezug  auf  die  Absenkung  der
Gewinnsteuersätze zur Vernunft zurückzukehren und sich nicht
an diesem «race to the bottom» zu beteiligen, ansonsten in den
von  starken  Gewinnsteuersatzsenkungen  betroffenen  Kantonen
drastische  Sparmassnahmen  auf  Stufe  Kanton  und  Gemeinden,
welche  wiederum  die  öffentlichen  Dienstleistungen,  das
Personal  und  schlussendlich  die  Bevölkerung  treffen,
unumgänglich  würden.

Es  ist  uns  in  dieser  Referendumsabstimmung  gelungen,  den
Stimmbürgerinnen  und  Stimmbürgern  aufzuzeigen,  was  für
Konsequenzen  sie  bei  einer  Annahme  der
Unternehmenssteuerreform III zu tragen hätten. Dies war nur
möglich,  weil  sich  die  grossen  Dachorganisationen  des
öffentlichen  Dienstes  gemeinsam  mit  dem  Schweizerischen
Gewerkschaftsbund  und  den  grossen  Städten  dieser  Reform
entgegenstellten und dadurch auch eine grosse medienwirksame
Plattform geschaffen werden konnte.

Von den Wirtschaftsverbänden wurde kürzlich vom Staat mehr
Verständnis  für  die  Wirtschaft  gefordert.  Aber  trat  nicht
gerade im Abstimmungskampf um die Unternehmenssteuerreform III
deutlich  zu  Tage,  dass  es  gerade  bei  den  grossen
Wirtschaftsverbänden  an  einem  gesunden  Staatsverständnis
mangelt?  Anders  ist  das  bis  zuletzt  engstirnige,
kompromisslose  Festhalten  an  der  Reformvorlage  kaum  zu
erklären. Es muss uns nun gelingen, die Bundesbehörden zu
überzeugen  eine  ausgewogene  Nachfolgesteuervorlage
auszuarbeiten.

Diese darf nicht wieder Steueroptimierungsinstrumente, welche
wie  in  der  abgelehnten  Vorlage  zu  unkontrollierbaren
Mitnahmeeffekten führten, im Angebot haben. Zusätzlich sollten
Massnahmen  enthalten  sein,  welche  die  Kantone  zu  einer
vernünftigen Gewinnsteuersatzpolitik anhalten.



In  der  föderalen  Struktur  unseres  Landes  ist  dies  keine
leichte Aufgabe, ich fordere deshalb Euch als Vertreterinnen
und Vertreter von kantonalen und kommunalen Verbänden auf,
Euren Einfluss in diesem Sinne geltend zu machen.

Anstellungsbedingungen  verschlechtern
sich kontinuierlich
Es ist unschwer festzustellen, dass unter Berücksichtigung der
Entwicklung  in  der  beruflichen  Vorsorge  die
Gesamtanstellungsbedingungen  von  Kantons-  und
Gemeindeangestellten  seit  Jahren  einem  schleichenden
Abbauprozess  ausgesetzt  sind.

Vielerorts  gibt  auch  der  Zustand  der  Sozialpartnerschaft
Anlass  zu  grosser  Sorge.  Ein  Zeichen,  dass  sich  die
Sozialpartnerschaft  in  einer  Krise  befindet  sind
Protestveranstaltungen.  Eine  dieser  Protestveranstaltungen
fand  am  8.  November  2016  in  Aarau  statt.  Mehrere  Tausend
Aargauer  Staatsbedienstete  protestierten  gegen  die
Sparmassnahmen  des  Regierungsrates  und  gegen  weitere
Einschnitte  in  der  Budgetberatung  des  grossen  Rates.
Stellvertretend  für  viele  andere  zitiere  ich  aus  dem
Jahresbericht  des  Präsidenten  des  Aargauer
Staatspersonalverbandes.  Dieser  Bericht  hat  mich  zutiefst
beeindruckt.

«Die Massnahmen im Personalbereich wurden letztlich weniger
heiss gegessen als sie angerichtet worden waren. Gleichwohl
resultierte  eine  weitere  Lohnnullrunde  –  wen  wunderts
angesichts der Entwicklung in den vergangenen Jahren. Und es
wird auf absehbare Zeit nicht besser. Der Spardruck nimmt
angesichts zunehmender struktureller Defizite und schwieriger
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen weiter zu – und damit auch
der Druck auf das Staatspersonal. Alles in allem herrscht beim
Aargauer  Staatspersonalverband  der  Eindruck  vor,  dass  der
Regierungsrat noch immer keine plausible und vor allem auch



keine mehrheitsfähige Strategie hat, wie er die strukturellen
Defizite im Staatshaushalt zu beseitigen gedenkt. Dabei hätte
der Aargau eine Finanzpolitik verdient, die sowohl in guten
als auch in schlechten Zeiten mit Augenmass und Weitblick
statt  mit  Kurzsichtigkeit  und  Tunnelblick  funktioniert.  Es
geht um Zahlen und Fakten, es geht aber auch um Vertrauen und
gerade  dieses  wurde  im  Berichtsjahr  nicht  gefördert.  Ein
Beispiel:  Die  Einführung  der  Gebührenpflicht  für  die
Parkplätze des Staatspersonals unter gleichzeitigem Verzicht
für die Parkplatzgebühren der Parlamentsmitglieder des Grossen
Rates.  Nichts  Weltbewegendes  aber  ein  Beispiel  eines
«Nebenkriegsschauplatzes»  die  es  dem  Staatspersonal  langsam
«z’verleide»  machen.  Wichtig  wäre,  dass  die
Sozialpartnerschaft nicht bloss ein Lippenbekenntnis bliebe,
sondern als solche gelebt würde.»

Eine  weitere  eindrückliche  Protestveranstaltung  die  ich
erwähnen möchte, fand am 20. April in St. Gallen statt. Es
demonstrierten auch hier mehre Tausend Staatsbedienstete gegen
Sparmassnahmen  und  für  die  staatliche  Ausfinanzierung  der
Pensionskasse. Die andauernde, nicht zuletzt auf eine durch
die Steuerpolitik verursachte und sich in den letzten Jahren
stetig  verschlimmernde  Finanzknappheit,  hat  zu  einer
deutlichen  Verhärtung  der  Fronten  in  der
sozialpartnerschaftlichen  Auseinandersetzung  geführt.  Umso
unverständlicher,  dass  die  Kantone  im  Rahmen  der
Unternehmenssteuerreform  III  bereit  waren,  die  grossen  und
unabsehbaren Risiken von enormen Gewinnsteuersatzsenkungen und
der damit einhergehenden Steuerausfälle einzugehen.

Solidarität
Was bei meinem damaligen Eintritt in den öffentlichen Dienst
noch selbstverständlich war, nämlich der Beitritt zu einer
Gewerkschaft  oder  einer  Personalorganisation,  gehört  heute
fast zu einer Seltenheit. Auch mit viel Überzeugungsarbeit ist
es nur noch sehr schwer möglich, Neueintretende und vor allem



jüngere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von der Notwendigkeit
eines Eintritts in eine Personalorganisation oder Gewerkschaft
zu  überzeugen.  In  den  letzten  Jahren  können  die
schweizerischen  Gewerkschaften  und  leider  auch  wir  bei
Öffentliches Personal Schweiz (ZV) eine Stagnation, ja sogar
eine  leicht  rückläufige  Tendenz  in  den  Mitgliederzahlen
feststellen.  Einige  unserer  Mitgliedsorganisationen  können
aber erfreulicherweise von diesem Trend ausgenommen werden.

Die Individualisierung der Gesellschaft hinterlässt hier ihre
deutlichen  Spuren.  Der  persönliche  Erfolg  jedes  Einzelnen
steht  bei  Vielen  heute  klar  im  Vordergrund.  Die
Freizeitbeschäftigungen, die Hobbies nehmen immer mehr Raum
ein.  Wieso  soll  ich  mich  in  meiner  Freizeit  in  einer
Personalorganisation,  einer  sog.  Solidargemeinschaft  mit
standespolitischen Fragen herumschlagen?

Eine weitere Feststellung hat auf dieses Verhalten sicher auch
ihren Einfluss. Seit über 10 Jahren sehen wir uns zunehmend
einem staatskritischen Trend ausgesetzt. Die meisten Kantone,
Städte und Gemeinden haben seit Jahren mit ihren Finanzen zu
kämpfen. Seit vielen Jahren bleibt uns Personalorganisationen
nichts  mehr  Anderes  übrig,  als  im  Rahmen  der
sozialpartnerschaftlichen  Verhandlungen  die  früher  mühsam
erkämpften guten Anstellungsbedingungen zu verteidigen.

Eine positive Weiterentwicklung der Anstellungsbedingungen ist
aufgrund des Verhaltens der Arbeitgeber und dem politischen
Spardruck,  zurzeit  kaum  mehr  möglich.  Das  Erhalten  von
Anstellungsbedingungen  als  Erfolg  und  Argument  für  den
Eintritt  in  eine  Personalorganisation  zu  verwenden,  ist
schwierig und vermag sicher nicht alle zu überzeugen.

Es braucht deshalb heute dringend eines neues Bewusstsein von
Solidarität eine Art neue Motivation. Eine Überzeugung, dass
im  Kollektiv  und  besonders  im  öffentlichen  Dienst  viel
erreicht und im positiven Sinne verändert werden kann. Die
Erfahrungen zeigen deutlich auf: Im Kollektiv sind wir stark,



Einzelkämpfer stehen auf verlorenem Posten.

Unterstützung bei Verbandsführung
Die geschilderte Entwicklung hat auch dazu geführt, dass viele
Kleinstverbände in ihrer Existenz bedroht sind. Vor allem ist
das Finden von Nachfolgeregelungen in den Vorständen zu einem
grossen  Problem  geworden.  Da  eine  Verbandsführung  auch
administrative Aufgaben mit sich bringt, welche nebst anderen
Überlegungen,  vielfach  ein  Hauptargument  für  die  Ablehnung
einer  Vorstandsaufgabe  ist,  haben  wir  uns  entschlossen,
Verbände,  die  sich  in  einer  solchen  mitunter  auch
existenzbedrohenden  Notlage  befinden,  dies  ist
selbstverständlich  nur  zeitlich  befristet  möglich,  auch
administrativ zu unterstützen.

Schlussbemerkungen
Im vergangenen Verbandsjahr war Öffentliches Personal Schweiz
(ZV) auf nationaler und internationaler Ebene präsent:

Auf  nationaler  Ebene  in  erster  Linie  im  Rahmen  der
Aktivitäten der Ebenrainkonferenz.
Mit den Präsidien in den Ebenrainarbeitsgruppen Soziale
Sicherheit und der Versicherungsgruppe.
Mit der aktiven Mitarbeit in der Arbeitsgruppe Bildung
und der Arbeitsgruppe Service Public.
Mit  der  Teilnahme  an  den  Plenumssitzungen  der
Ebenrainkonferenz.
Mit  der  Teilnahme  an  den  Vorstandssitzungen  des
Schweizerischen  Gewerkschaftsbundes  im  Rahmen  des
Beobachterstatus.
Mit Beiträgen in der ZV-Info durch die Frauengruppe
Mit der Erarbeitung eines Kommunikationskonzepts.
Mit dem Abhalten von Regionalkonferenzen.
Mit  der  aktiven  Mitarbeit  in  unserer  europäischen
Dachorganisation CESI.
Mit  der  Beratung  von  Mitgliedsorganisationen  in



personalrechtlichen  oder  organisatorischen
Angelegenheiten  und  der  beruflichen  Vorsorge.

Die Wahrnehmung all dieser vielseitigen Aktivitäten ist nur
möglich, wenn bei allen Beteiligten persönliche Überzeugung
und Motivation vorliegt. All diese Aktivitäten haben ein Ziel:
Die Stärkung der Position der öffentlichen Bediensteten der
Schweiz im Rahmen ihrer Arbeit und den Anstellungsbedingungen.

Ich möchte die Gelegenheit nützen und allen Beteiligten, ob
Geschäftsleitung,  Vorstand,  Sekretariat  oder  Mitglied,  die
dazu beitragen, dieses Ziel zu erreichen und sich dadurch auch
in  den  Dienst  von  Bürgerinnen  und  Bürgern  dieses  Landes
stellen, herzlich zu danken.


